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Sdiriftlidier Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer- 
gesetzes 

— Drucksache IV/ 902 (neu) — 

und den von den Abgeordneten Lemmrich Wagner, Dr. Franz, 
Dr. Brenck, Dr. Gleissner und Genossen eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

— Drucksache IV/ 1208 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Beyer (Frankfurt) 


Der Finanzausschuß hat unter der Drucksache 
IV/1281 am 17. Mai 1963 seinen Schriftlichen Bericht 
über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes — Drucksache IV/ 
902 (neu) — und den von den Abgeordneten Lemm- 
rich, Wagner, Dr. Franz, Dr. Brenck, Dr. Gleissner 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes — 
Drucksache IV/1208 — vorgelegt. Die 2. und 3. Be- 
ratung des vom Finanzausschuß vorgelegten Gesetz- 
entwurfs sollte in der 79. Plenarsitzung am 20. Juni 
1963 stattfinden. Nachdem zu dem Gesetzentwurf 
drei Änderungsanträge (Umdrucke 305, 306, 307) ein- 
gebracht worden waren, wurde interfraktionell ver- 
einbart, den Gesetzentwurf an die Ausschüsse zu- 
rückzuüberweisen. 

Daraufhin befaßte sich der Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten am 7. November 
und der Finanzausschuß am 13. November noch ein- 
mal mit der Vorlage und den dazu eingebrachten 
Änderungsanträgen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten beschränkte sich dabei 
auf die Behandlung des § 2 Nr. 6 des Kraftfahr- 


zeugsteuergesetzes, da nur diese Vorschrift für die 
Land- und Forstwirtschaft von Bedeutung ist. 

Mit dem Änderungsantrag der Abgeordneten 
Seuffert, Könen (Düsseldorf) und Genossen — Um- 
druck 305 — sollte erreicht werden, daß die Steuer- 
befreiung nach § 2 Nr. 3 des Kraftfahrzeugsteuerge- 
setzes, die zur Zeit nur für die ausschließlich zum 
Wegebau, zur Straßenreinigung, zur Müll- oder zur 
Fäkalienabfuhr verwendeten Fahrzeuge des Bundes, 
eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindever- 
bandes oder eines Zweckverbandes gilt, auf die 
Fahrzeuge ausgedehnt wird, die nicht für diese 
Gebietskörperschaften zugelassen sind, jedoch in 
ihrem Auftrag für die bezeichneten Zwecke verwen- 
det werden. 

Der Finanzausschuß ist zu dem Ergebnis gelangt, 
daß hinsichtlich der zum Wegebau verwendeten 
Fahrzeuge eine Änderung des geltenden Rechts 
nicht vertretbar wäre. Dagegen erscheint eine Be- 
günstigung der von privaten Haltern zur Straßenrei- 
nigung und zur Müll- oder Fäkalienabfuhr verwen- 
deten Fahrzeuge grundsätzlich gerechtfertigt. Die 
Steuerbefreiung soll jedoch nach Auffassung des 
Finanzausschusses zur Vermeidung von Mißbräu- 
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chen und im Interesse der Hygiene auf Spezialfahr- i 
zeuge beschränkt werden. Sic soll aber andererseits | 

— und insoweit geht die in Artikel 1 Nr. 1 Buch- ; 
stabe a vorgeschlagene neue Nummer 3 a über den 
Antrag in Umdruck 305 hinaus — nicht davon ab- , 
hängig sein, daß der Fahrzeughalter im Auftrag 
einer Gebictskörpcrschaft tätig wird, da diese Ein- j 
Schränkung zu Ungleichmäßigkeiten in der Bestelle- i 
rung führen würde. 

Der Änderungsantrag der Abgeordneten Goldha- 
gen, Baier (Mosbach), Dr. Bieringcr, Dr. Hauser, 
Reichmann und Genossen — Umdruck 307 — sieht 
eine Erweiterung der seinerzeit vom Finanzausschuß 
beschlossenen Fassung des § 2 Nr. 6 des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes vor. Erbezweckt, sogenannte An- 
schlußbeförderungen, die von Landwirten mit ihren 
sonst nur im landwirtschaftlichen Betrieb verwende- 
ten Fahrzeugen für Nichtlandwirte — z. B. für land- 
wirtschaftliche Genossenschaften — ausgeführt wer- 
den, als steuerunschädlich zu erklären, und. ist, um 
Mißbräuche und unerwünschte Auswirkungen auf 
dem Bereich des gewerblichen Güternahverkehrs 
nach Möglichkeit zu vermeiden, auf die wichtigsten 
Fälle dieser Art beschränkt. Im Einvernehmen mit 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hält der Finanzausschuß es für geboten, dem 
Antrag unter Ausdehnung auf die von Forstwirten 
gehaltenen Fahrzeuge zu entsprechen und außerdem 
die neue Vergünstigung auch für die Fälle vorzu- 
sehen, in denen Land- oder Forstwirte mit ihren 
sonst steuerbefreiten Fahrzeugen Holz vom Walde 
aus befördern; da die Verwendung im forstwirt- 
schaftlichen Betrieb und die Verwendung für forst- 
wirtschaftliche Betriebe ohnehin steuerfrei ist, kom- 
men hier insbesondere die Falle in Betracht, in de- | 
nen die Holzbefördcrung im Aufträge eines Säge- 
werks geschieht. 

Neben der vorstehend behandelten Erweiterung 
des § 2 Nr. 6 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes hält ! 
der Finanzausschuß in Übereinstimmung mit dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten auch Einschränkungen der seinerzeit beschlosse- 
nen Fassung für erforderlich. Inzwischen hat sich 
nämlich ergeben, daß die in der Drucksache IV/i281 
vorliegende Fassung gewerbliche Unternehmen in 
erheblich größerem Maße begünstigen und mehr 
Einnahmeausfälle zur Folge haben würde, als bei 
den früheren Beratungen bekannt war. Die Vor- 
schrift soll aber nach ihrem Sinn und Zweck so weif 
wie nur möglich auf den Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft beschränkt bleiben. Der Finanzaus- 
schuß schlägt deshalb vor, die Steuerbefreiung außer 
für Zugmaschinen und Sonderfahrzeuge nicht für 
Kraftfahrzeug- Anhänger schlechthin, sondern grund- 
sätzlich nur — dem geltenden Recht entsprechend 

— für Anhänger hinter Zugmaschinen und Sonder- 
fahrzeugen gelten zu lassen. Eine Ausnahme ist im 
Interesse vieler landwirtschaftlicher Betriebe nur für 
einachsige Kraftfahrzeug- Anhänger erforderlich; 
diese sollen bei Vorliegen der sonstigen Vorausset- 
zungen ohne Rücksicht auf die Art des ziehenden 
Fahrzeuges steuerfrei sein, können also z. B. ohne 
nachteilige steuerliche Folgen auch hinter Personen- 
kraftwagen mitgeführt werden. Abweichend von der 


Fassung in Drucksache IV/1281 sollen außerdem Sat- 
telzugmaschinen und Sattelanhänger von der 
Steuerbefreiung ausgeschlossen werden. Diese Ein- 
schränkung ist für den Bereich der Land- und Forst- 
wirtschaft ohne Bedeutung und führt — entgegen der 
zunächst bestehenden Befürchtung — auch für den 
Milchtransport nach Berlin nicht zu einer zusätz- 
lichen Belastung, weil die in diesem Verkehr ein- 
gesetzten Sattelzüge auch nach geltendem Recht 
steuerpflichtig waren; eine Ausnahme besteht inso- 
weit, als für die in Berlin zugelassenen Sattelanhän- 
ger — wie für alle Berliner Anhänger — auf Grund 
einer Sonderregelung die Steuer allgemein nicht er- 
hoben wird. Bei der Beförderung von Milch ergibt 
sich aber auch nach der jetzt vorgeschlagenen Fas- 
sung eine über das geltende Recht hinausgehende 
Begünstigung, weil die für diesen Zweck vielfach 
verwendeten Spezialfahrzeuge — auch soweit es 
sich um Sattelanhänger handelt — Sonderfahrzeuge 
im Sinne der Befreiungsvorschrift sind und somit 
steuerfrei werden sollen. Im Interesse der Be- 
schränkung auf den Bereich der Land- und Forst- 
wirtschaft empfiehlt der Finanzausschuß nunmehr 
ferner, statt der Beförderung von Milch und Milch- 
erzeugnissen nur die Beförderung von Milch, Mager- 
milch, Molke oder Rahm allgemein als steuerbegün- 
stigte Verwendung anzuerkennen und nur im Zu- 
sammenhang mit diesen Beförderungen eine Aus- 
nahme hinsichtlich der Milcherzeugnisse für die 
Fälle vorzusehen, in denen die Milcherzeugnisse auf 
dem Rückweg von einer Molkerei befördert werden. 
Diese Regelung, die bereits in den früheren Aus- 
schußberatungen erwogen worden ist, wird, wie das 
Bundesfinanzministerium inzwischen festgestellt 
hat, von den für die Verwaltung der Kraftfahrzeug- 
steuer zuständigen obersten Finanzbehörden der 
Länder befürwortet, so daß die seinerzeit erhobenen 
Bedenken als gegenstandslos angesehen werden 
können. 

Zu der Neufassung des § 2 Nr. 6 des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes ist schließlich noch zu bemerken, 
daß der in der Drucksache IV/1281 in Buchstabe b bei 
den Lohnarbeiten einbezogene Befreiungstatbestand 
— Durchführung von Lohnfuhren für land- oder 
forstwirtschaftliche Betriebe — nunmehr unter re- 
daktioneller Überarbeitung gesondert unter Buch- 
stabe c aufgeführt wird. Damit soll deutlicher her- 
ausgestellt werden, daß nicht nur Beförderungen im 
Rahmen typischer Lohnfuhrverträge, sondern auch 
einzelne, von gewerblichen Unternehmern gegen 
Entlohnung für land- oder forstwirtschaftliche Be- 
triebe durchgeführte Beförderungen unter den be- 
zeichneten Voraussetzungen als steuerbegünstigte 
i Verwendung anzusehen sind. 

Dem zu § 3 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vor- 
liegenden Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
i Rutschke, Dorn, Reichmann und Genossen — Um- 
: druck 306 — - liegt der Gedanke zugrunde, daß kör- 
i perbehinderten Fahrzeughaltern der Steuererlaß 
, über das geltende Recht hinaus auch dann nicht ver- 
I sagt werden sollte, wenn das begünstigte Personen- 
i kraftfahrzeug von dem Ehegatten oder der anerkann- 
I ten Pflegeperson des Körperbehinderten im Rahmen 
I der Haushaltsführung benutzt wird. Damit soll insbe- 
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sondere der arbeitsmäßigen Mehrbelastung, die sich 
für die Ehegatten schwerbeschädigter Fahrzeughalter 
durch deren Körperbehindcriing ergibt, Rechnung 
getragen werden. Der Finanzausschuß hat zwar 
grundsätzlich keine Bedenken, diesem Antrag durch 
eine Neufassung des § 3 Abs. 2 Nr. 1 des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes zu entsprechen, hält es aber für 
geboten, die neue, unter Buchstabe c vorgesehene 
Vergünstigung — die Buchstaben a und b entspre- 
chen dem geltenden Recht — nur zugunsten der 
Schwerbeschädigten im Sinne des Schwerbeschädig- 
tengesetzes Yorzusehen, weil in der Regel nur bei 
diesem Personenkreis eine ins Gewicht fallende 
Mehrbelastung der Ehegatten unterstellt werden 
kann. Darüber hinaus schlägt der Finanzausschuß 


eine entsprechende Vergünstigung auch für die 
Fälle vor, in denen der Schwerbeschädigte ledig oder 
verwitwet ist oder in denen sein Ehegatte z. B. fahr- 
untüchtig ist. In diesen Fällen soll aber, um Mißbräu- 
chen vorzubeugen, die Vergünstigung nur gewährt 
werden, wenn der an Stelle des Ehegatten zur 
steuerunschädlichen Benutzung des Fahrzeugs be- 
rechtigte Angehörige des Schwerbeschädigten mit 
diesem in häuslicher Gemeinschaft lebt und ihn be- 
treut; außerdem soll Voraussetzung sein, daß dieser 
Angehörige dem Finanzamt benannt worden ist. 

Im Namen des Finanzausschusses bitte ich das 
Hohe Haus, dem Gesetzentwurf in der vom Finanz- 
ausschuß vorgeschlagenen neuen Fassung zuzustim- 
men. 


Bonn, den 3. Dezember 1963 


Frau Beyer (Frankfurt) 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen IV/902 (neu), 
TV/ 1208 — in der anliegenden Fassung anzu- 
nchmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 3. Dezember 1963 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Frau Beyer (Frankfurt) 

Berichterstatterin 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung 
vom 2. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird durch folgende Nummern 3 

und 3 a ersetzt: 

„3. Fahrzeugen, solange sie für den Bund, 
ein Land, eine Gemeinde, einen Gemein- 
deverband oder einen Zweckverband zu- 
gelassen sind und ausschließlich zum We- 
gebau verwendet werden. Vorausset- 
zung ist, daß die Fahrzeuge äußerlich als 
für diese Zwecke bestimmt erkennbar 
sind; 

3a. Fahrzeugen, die ausschließlich zur Stra- 
ßenreinigung, zur Müll- oder Fäkalien- 
abfuhr verwendet werden. Voraussetzung 
ist, daß die Fahrzeuge äußerlich als für 
diese Zwecke bestimmt erkennbar sind. 
Bei Fahrzeugen, die nicht für den Bund, 
ein Land, eine Gemeinde, einen Gemein- 
deverband oder einen Zweckverband zu- 
gelassen sind, ist außerdem Vorausset- 
zung, daß sie nach ihrer Bauart und ihren 
besonderen, mit ihnen fest verbundenen 
Einrichtungen nur für die bezeichneten 
Verwendungszwecke geeignet und be- 
stimmt sind;". 

b) In Nummer 4 

aa) werden in Satz 1 hinter den Worten „bei 
Unglücksfällen" die Worte „, im Ret- 
tungsdienst" eingefügt; 

bb) erhält Satz 3 folgende Fassung; 

„Bei Fahrzeugen, die nicht für den Bund, 
ein Land, eine Gemeinde, einen Gemein- 
deverband oder einen Zweckverband zu- 
gelassen sind, ist außerdem Vorausset- 
zung, daß sie nach ihrer Bauart und Ein- 
richtung den bezeichneten Verwendungs- 
zwecken angepaßt sind." 

c) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Zugmaschinen (ausgenommen Sattelzug- 
maschinen), Sonderfahrzeugen, Kraft- 


fahrzeugen, Kraftfahrzeug- Anhängern 
hinter Zugmaschinen oder Sonderfahrzeu- 
gen und einachsigen Kraftfahrzeug- An- 
hängern (ausgenommen Sattelanhänger), 
solange diese Fahrzeuge ausschließlich 

a) in land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
trieben, 

b) zur Durchführung von Lohnarbeiten 
für land- oder forstwirtschaftliche Be- 
triebe, 

c) zu Beförderungen für land- oder forst- 
wirtschaftliche Betriebe, wenn diese 
Beförderungen in einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb begin- 
nen oder enden, oder 

d) zur Beförderung von Milch, Mager- 
milch, Molke oder Rahm 

verwendet werden. 

Als Sonderfahrzeuge gelten Fahrzeuge, 
die nach ihrer Bauart und ihren besonde- 
ren, mit ihnen fest verbundenen Einrich- 
tungen nur für die bezeichneten Verwen- 
dungszwecke geeignet und bestimmt sind. 

Die Steuerbefreiung nach Buchstabe a 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß ein 
Land- oder Forstwirt land- oder forstwirt- 
schaftliche Erzeugnisse von einer ört- 
lichen Sammelstelle zu einem Verwer- 
tungs- oder Verarbeitungsbetrieb, land- 
oder forstwirtschaftliche Bedarfsgüter 
vom Bahnhof zur örtlichen Lagereinrich- 
tung oder Holz vom forstwirtschaftlichen 
Betrieb aus befördert. 

Die Steuerbefreiung nach Buchstabe d 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
auf dem Rückweg von einer Molkerei 
Milcherzeugnisse befördert werden;". 

2. § 3 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. zur Beförderung anderer Personen; dies gilt 
nicht, 

a) wenn diese Personen unentgeltlich und 
nur gelegentlich mitbefördert werden 
oder 

b) wenn zur Hilfeleistung des Körperbehin- 
derten die Mitnahme eines Kraftfahr- 
zeugführers oder einer Begleitperson er- 
forderlich ist oder 

c) wenn das Fahrzeug von dem Ehegatten 
oder der anerkannten Pflegeperson eines 
Schwerbeschädigten im Sinne des Schwer- 
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beschädigtengesetzes im Rahmen seiner 
Haushaltsführung benutzt wird. An die 
Stelle des Ehegatten kann ein anderer, 
dem Finanzamt benannter Angehöriger 
des Schwerbeschädigten treten, wenn er 
mit dem Schwerbeschädigten in häus- 
licher Gemeinschaft lebt und ihn be- 
treut;". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe c tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1963 in Kraft. Die anderen Vorschriften 
dieses Gesetzes treten mit dem Beginn des auf seine 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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